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Vorwort 

Die Arbeit ist die überarbeitete Fassung meiner Habilitationsschrift, die von der 
Juristischen Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg im Sommer-
semester 2002 angenommen wurde. Andere Verpflichtungen verhinderten 
eine sofortige Veröffentlichung. Dies machte umfangreiche Nacharbeiten not-
wendig. Die Arbeit wurde im wesentlichen auf den Stand Juli 2005 gebracht. 
Da die Rechtsentwicklung auf diesem Gebiet in rasendem Tempo voranschrei-
tet, mußten bei der Aktualisierung Abstriche gemacht werden, um eine Veröf-
fentlichung nicht noch weiter hinauszuzögern. Verzichtet werden mußte ins-
besondere auf eine vertiefte Auseinandersetzung mit der Neuregelung der 
Wohlverhaltenspflichten in der „Markets in Financial Instruments Directive" 
(MiFID), weil sich die Durchfiihrungsvorschriften hierzu erst im Entstehungs-
prozeß befinden. Auch einzelne Spezialfragen, wie etwa die, unter welchen 
Voraussetzungen die Anbieter von kollektiven Formen der Vermögensverwal-
tung das Finanzkommissionsgeschäft bzw. das Investmentgeschäft betreiben, 
müssen gesonderten Veröffentlichungen vorbehalten bleiben. 

Die Arbeit ist entstanden während meiner Assistentenzeit am Heidelberger 
Institut fiir ausländisches und internationales Privat- und Wirtschaftsrecht 
und während eines 16-monatigen Forschungsaufenthalts an der University of 
California in Berkeley. Bei der Entstehung der Arbeit habe ich vielfältige 
Unterstützung erfahren, ohne die ich die Arbeit nicht hätte fertig stellen kön-
nen und für die ich großen Dank empfinde. An erster Stelle ist Prof. Dr. 
Herbert Kronke zu nennen, von dem die Anregung zu dem Thema stammte 
und der die Arbeit betreute. Ich hatte das Glück, in ihm einen Mentor zu 
finden, der mich in jeder Hinsicht unterstützte, mir aber auch völlige Freiheit 
bei der Bearbeitung des Themas gab. Prof. Dr. Hans-Peter Müller-Graff dan-
ke ich für ein Zweitgutachten, das sich mit der Arbeit inhaltlich eingehend 
auseinandersetzt. 

Prof. Dr. Erik Jayme, meinem Doktorvater, will ich dafür danken, daß er 
bei mir das Interesse an Rechtsvergleichung geweckt hat und mich von Stu-
dienbeginn an immer wieder entscheidend förderte. Großen Dank schulde 
ich auch allen Kollegen und Kolleginnen am Heidelberger Institut für die 
fruchtbare Zusammenarbeit und die vielen interessanten Gespräche. Beson-
ders erwähnen möchte ich Herrn R A Jens Haubold und Herrn R A Dr. 
Christian Ulrich Wolf, die beide die Arbeit inhaltlich Korrektur gelesen ha-
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ben. Danken will ich insbesondere auch Professor Buxbaum für die Einla-
dung nach Berkeley und die vielen Anregungen, die ich dort erfahren habe. 
Prof. Dr. Dr. Grundmann gebührt mein Dank für die kritische Durchsicht 
eines Entwurfs der Arbeit. 

Meinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in Gießen danke ich für ihre 
engagierte Unterstützung bei der Korrektur und Aktualisierung der Arbeit 
für die Drucklegung. Mein Dank gilt auch der Deutschen Forschungsge-
meinschaft, die meinen Forschungsaufenthalt in Berkeley finanzierte und für 
die Veröffentlichung einen großzügigen Zuschuß leistete. Schließlich gebührt 
mein Dank den Direktoren des Max-Planck-Instituts in Hamburg, den Pro-
fessoren Dres. Basedow, Hopt und Zimmermann, für die Aufnahme der Ar-
beit in die Schriftenreihe „Beiträge zum ausländischen und internationalen 
Privatrecht". 

Mehr als Dank schulde ich meiner Frau und unseren beiden Kindern für 
ihren stetigen Rückhalt während der langen Entstehungszeit. 

Gießen, im Februar 2006 Christoph Benicke 
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